
 

Stellungnahme des Bundesministeriums für Finanzen  

zu den Empfehlungen des Fiskalrates vom 29. Juni 2016 

 

In Österreich existieren umfassende institutionelle und rechtliche Regelungen, die die 

langfristige Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen gewährleisten. Mit der gesetzlich 

verankerten Schuldenbremse und dem Österreichischen Stabilitätspakt, die zu im Grundsatz 

ausgeglichenen Haushalten verpflichten, ist hierfür für alle Haushaltsebenen (Bund, Länder, 

Gemeinden und Sozialversicherungsträger) Sorge getragen.  

 

Die Budgetentwicklung der letzten Jahre zeigt: Österreich hält die Fiskalregeln nicht nur ein, 

sondern übertrifft die Anforderungen sogar. Österreich setzt dabei einerseits auf nachhaltige 

Budgetkonsolidierung und gezielte Offensivmaßnahmen. 

 

Wie bei allen Regelwerken gibt es auch bei den europäischen und nationalen Fiskalregeln 

Verbesserungsmöglichkeiten.  

 

Auf EU-Ebene wird derzeit eine intensive Diskussion um eine Vereinfachung der Fiskalregeln 

geführt, an der sich Österreich engagiert beteiligt. Ziel ist es, die Vorhersehbarkeit und 

Transparenz zu verbessern und gleichzeitig die Verantwortlichkeit der Budgetpolitik zu 

stärken. Durch die vermehrte Betonung der öffentlichen Ausgaben für die Bewertung des 

budgetpolitischen Kurses soll stärker auf jene Budgetkomponenten Bezug genommen 

werden, die durch die Haushaltssteuerung erfasst werden. Vor allem die Beurteilung der 

präventiven und der korrektiven Komponente soll angeglichen werden. Damit soll verhindert 

werden, dass die Regeln im präventiven Arm „härter“ als im korrektiven Arm sind und die 

Budgetpolitik bei Verlassen des Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit nicht mit anderen 

Rahmenbedingungen und Anreizen konfrontiert ist. Dies wiederum soll zu einer 

Nachhaltigkeit des Budgetkurses beitragen. Die Höhe der öffentlichen Ausgaben soll 

weiterhin in nationaler Verantwortlichkeit bleiben. Es soll aber auch sichergestellt sein, dass 

die gesetzlichen Einnahmen diese finanzieren können und der Schuldenabbau solange 

fortgesetzt wird, bis der Referenzwert wieder unterschritten wird. Daneben bleibt aber das 

mittelfristige Budgetziel Anker des Stabilitäts- und Wachstumspakts. 

 



 

Was den Österreichischen Stabilitätspakt betrifft, sieht dieser bereits Komplexitäts-

reduktionen vor. Analysen über die weitere Vereinfachung der EU-Fiskalregeln bei der 

Umsetzung in Österreich werden als Fortführung dieses Anliegens begrüßt.  

 

Der  Vorschlag des Fiskalrates, für Länder und Gemeinden eine nominelle Budgetregel nach 

dem ESVG 2010 mit grundlegend ausgeglichener Budgetausrichtung festzulegen, steht mit 

den tatsächlichen Haushaltsergebnissen dieser Gebietskörperschaften in den letzten Jahren 

im Einklang und stellt auch aus Sicht des Bundesministeriums für Finanzen eine 

Vereinfachung gegenüber den geltenden Vorschriften dar, dass die Länder und Gemeinden 

ab 2017 grundsätzlich strukturell ausgeglichen sein müssen.  

 

Der Vorschlag des Fiskalrates, die Ausgabenregel nur für die Länder zu verlangen, bedeutet 

eine Rücknahme der bisherigen Ausgabenregel für Gemeinden. Vereinfachungen sind hier 

jedoch nur in geringem Ausmaß zu erwarten, da auf Grund einer Vereinfachungsregel des 

Österreichischen Stabilitätspaktes bei Einhaltung der Defizitziele die Ausgabenregel bereits 

als miterfüllt gilt.  

 

Aus Sicht des Finanzministeriums sollte in einem Trilog mit den Ländern und Gemeinden 

über die Vereinfachungsvorschläge des Fiskalrats diskutiert werden. Das Finanzministerium 

plant daher unter anderem einen laufenden „Spending Review“ Prozess. 

 

Dem Bundesministerium für Finanzen ist es weiter ein Anliegen, die kooperative 

Zusammenarbeit mit dem Fiskalrat und die gegenseitige Information zu stärken. Dabei wird 

das bereits im EU-Recht verankerte Comply or Explain Prinzip zugrunde gelegt. 

 

Wien, 12. Juli 2016 

 


